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über die Einrichtung und Benutzung von Zeltplätzen, Wanderquartieren und 
Behelfsunterkünften (GBl. I S. 324) erhält folgende Fassung:

„§6
(1) Wer entgegen den Bestimmungen dieser Anordnung ohne Erlaubnis 

Zeltplätze oder Behelfsunterkünfte errichtet, kann mit Verweis oder Ord­
nungsstrafe von 10 bis 300 M belegt werden.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Vor­
sitzenden der Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden.

(3) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).“

19. § 12 der Verordnung vom 6. Juni 1957 über die Bekämpfung von Gesundheits­
schädlingen (GBl. I S. 329) erhält folgende Fassung:

„§12
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) Kontrollmaßnahmen gemäß § 5 Absätze 1 und 2 verhindert oder erschwert
b) die Durchführung von Bekämpfungsarbeiten verhindert oder erschwert
c) als Verantwortlicher für das Grundstück die Durchführung von Bekämp­

fungsarbeiten, die gemäß § 4 Abs. 4 verfügt wurden, nach Ablauf der Be­
schwerdefrist oder im Falle der Einlegung der Beschwerde nach endgültiger 
Entscheidung verhindert oder erschwert

d) eine Anzeige, zu der er nach § 5 Abs. 4 verpflichtet ist, nicht oder nicht 
rechtzeitig erstattet

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt werden.
(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Eeiter eines Schädlingsbekämp­

fungsbetriebes
a) Schädlingsbekämpfungsarbeiten, zu deren Durchführung er gemäß § 4 

Absätze 2 bis 4 verpflichtet ist, nicht oder nicht ordnungsgemäß durchführt 
oder durchführen läßt

b) ein nicht zugelassenes Schädlingsbekämpfungsmittel in den Verkehr bringt, 
benutzt oder benutzen läßt

c) ein nicht zugelassenes Schädlingsbekämpfungsverfahren anwendet oder 
anwenden läßt

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt werden.
(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Feitern 

der für die staatliche Feitung des Gesundheits- und Sozialwesens in den Krei­
sen oder Bezirken verantwortlichen Organe sowie den Feitern der Kreis- und 
Bezirks-Hygieneinspektionen.

(4) Bei geringfügigen Zuwiderhandlungen gemäß Absätzen 1 und 2 sind


